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- Drucksache 9/1478 - 

Öffentliche Verschuldung in der Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundesminister der Finanzen — I A 3 — Vw 6410 — 4/82 — hat 
mit Schreiben vom 1. April 1982 im Namen der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Durch das Grundgesetz sowie das Stabilitäts- und Wachstumsge-
setz ist der Staat verpflichtet, die Haushaltspolitik auf die Ver-
wirklichung der gesamtwirtschaftlichen Ziele — Stabilität des 
Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand, stetiges und angemes-
senes Wirtschaftswachstum, außenwirtschaftliches Gleichgewicht 
— auszurichten. Um diesen Zielen Rechnung zu tragen, haben die 
öffentlichen Haushalte in den vergangenen Jahren in größerem 
Umfang Kredite aufgenommen. Das Ergebnis war, daß die 
gesamtwirtschaftlichen Zielwerte, insbesondere in ihrer Kombina-
tion, in den 70er Jahren in der Bundesrepublik Deutschland bes-
ser verwirklicht werden konnten als in den meisten anderen 
westlichen Industrieländern. 

Wegen der 1979/1980 zum zweitenmal in einem Jahrzehnt dra

-

stisch gestiegenen Ölpreise verschlechterte sich die Leistungsbi

-

lanz der Bundesrepublik Deutschland. Der geänderten gesamt- 
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wirtschaftlichen Lage, die durch die Entwicklung auf den interna-
tionalen Kapitalmärkten — insbesondere den hohen Dollarzins mit 
seinen Rückwirkungen auf die deutsche Zinsentwicklung und die 
Importpreise — verschärft wurde, konnte nur mit mittelfristig ange-
legten Maßnahmen begegnet werden. Aufgabe der Finanzpolitik 
war in diesem Zusammenhang neben der Umstrukturierung der 
öffentlichen Haushalte, die staatlichen Kreditaufnahmen zu ver-
ringern, um die Kapitalmärkte zu entlasten, Zinssenkungen zu 
ermöglichen und dadurch die private Investitionstätigkeit anzure-
gen. Während 1981 die Nettokreditaufnahmen des öffentlichen 
Gesamthaushalts (Bund, Länder, Gemeinden) einschließlich der 
Sondervermögen LAF und ERP im Verhältnis zum Bruttosozial-
produkt noch 4 1/2 v. H. ausmachten (zum Vergleich 1975: 
5,2 v. H.), ist durch die Eingriffe auf der Ausgaben- und Einnah-
menseite im Rahmen der „Operation '82" eine Absenkung der 
Kreditaufnahmen auf gut 1 1/2 v. H. des Bruttosozialproduktes in 
1985 vorgesehen. Allein der Anteil der Nettokreditaufnahmen des 
Bundes am Bruttosozialprodukt sinkt von 2 1/2 v. H. 1981 auf 
1 1/2 v. H. 1982 und unter 1 v. H. 1985. Dabei muß beachtet werden, 
daß z. B. den Kreditaufnahmen des Bundes im Zeitraum 1982 bis 
1985 von rd. 95 Mrd. DM zukunftsorientierte investive Ausgaben 
von gut 130 Mrd. DM gegenüberstehen. Für den öffentlichen 
Gesamthaushalt belaufen sich die Investitionsausgaben in diesem 
Zeitraum auf rd. 400 Mrd. DM, die Nettokreditaufnahmen auf rd. 
185 Mrd. DM. Für die Beurteilung von Stand und Entwicklung der 
öffentlichen Kreditaufnahmen ist es auch aufschlußreich, die 
Situation in den anderen Industriestaaten zum Vergleich heranzu-
ziehen. Dabei zeigt sich u. a., daß 1980 die öffentliche Verschul-
dung — gemessen als Prozentsatz des Bruttosozialprodukts — und 
die Belastung der öffentlichen Haushalte mit Zinszahlungen — 
gemessen als Prozentsatz der Ausgaben — nur in Frankreich und 
der Schweiz niedriger sind als in der Bundesrepublik Deutsch-
land. (Weitere Einzelheiten vgl. den vom Bundesfinanzministe-
rium herausgegebenen Finanzbericht 1982.) 

Da die Haushalte 1983 von Bund und Ländern zur Zeit gerade 
aufgestellt werden, beziehen sich die nachfolgenden Aussagen 
über die künftige Entwicklung der Kreditaufnahmen noch auf die 
gegenwärtig geltenden Finanzpläne (Bund und Länder) und 
Schätzungen (Gemeinden). Die diesen Planungen zugrundelie-
genden yolks- und finanzwirtschaftlichen Annahmen dürften sich 
jedoch u. a. deswegen ändern, weil die gesamtwirtschaftlichen 
Eckwerte für den Zeitraum 1982 bis 1986 neu aufzustellen sind, 
weil von der Bundesregierung Maßnahmen im Rahmen der 
„Gemeinschaftsinitiative für Arbeitsplätze, Wachstum und Stabili-
tät" vorgeschlagen worden sind, weil die Steuereinnahmen 
Anfang März neu geschätzt wurden und weil der Bund in diesem 
Jahr einen Nachtragshaushalt zu finanzieren hat. 

1. Wie hoch war der Gesamtschuldenstand des Bundes (einschließ-
lich Lastenausgleichsfonds, dessen Kapitaldienst der Bund ab 1980 
trägt), seiner einzelnen Sondervermögen, der Lander und der 
Gemeinden (Angaben je getrennt und insgesamt) am 31. Dezem- 
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ber 1981, und wie wird er sich nach den mittelfristigen Finanz-
planungen bis 1985 entwickeln? 

Der Schuldenstand des Bundes, seiner Sondervermögen, der Län-
der und Gemeinden entwickelt sich nach den Finanzplänen bzw. 
Wirtschaftsplänen und Schätzungen wie folgt, wobei der Schul-
denstand am 31. Dezember 1981 entsprechend der jährlichen Net-
tokreditaufnahmen (s. Frage 5) fortgeschrieben wurde: 

1981 	1982 	1983 	1984 	1985 
Bezeichnung 

Stand am Jahresende in Mrd. DM 

Bund *) 269 296 322 346 364 
ERP 5 6 7 8 8 
Länder 162 1 /2 184 203 219 231 
Gemeinden (Gv.) ** 90 1 /2 96 101 105 108 

insgesamt 527 582 633 679 712 

nachrichtlich 

Bundesbahn 34 1 /2 36 38 42 47 
Bundespost 38 43 48 55 63 

— Abweichungen durch Runden der Zahlen — 

*) einschließlich Lastenausgleichsfonds, dessen Kapitaldienst der Bund ab 1980 trägt 
**) ohne Schulden der kommunalen Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen 

2. Wie gliedert sich der Gesamtschuldenstand des Bundes am 
31. Dezember 1981 nach Darlehensarten und Fälligkeiten auf (Die 
Angaben sollen die Bruttotilgungsverpflichtungen in den einzel-
nen Jahren ab 1982 umfassen.)? 

Die Schulden des Bundes nach dem Schuldenstand vom 
31. Dezember 1981 — aufgegliedert nach Schuldenarten — werden 
wie aus der nachstehenden Tabelle ersichtlich fällig: 
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3. Wie hoch war der Anteil der Kreditinanspruchnahmen (netto) 
a) des Staates, 
b) der Unternehmen (ohne Wohnungswirtschaft), 
c) der Unternehmen der Wohnungswirtschaft, 
d) der privaten Haushalte 
an der Geldvermögensbildung der inländischen nichtfinanziellen 
Sektoren im Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1969, 1970 bis 1974, in 
den einzelnen Jahren seit 1975, und wie hoch werden diese Anteile 
aus heutiger Sicht im Jahre 1982 sein? 

Den Gegenposten zur Kreditaufnahme der volkswirtschaftlichen 
Sektoren bildet die gesamte Geldvermögensbildung der Volks-
wirtschaft. Das ist neben der Geldvermögensbildung der inländi-
schen nicht-finanziellen Sektoren auch die der finanziellen Sekto-
ren (Banken, Bausparkassen, Versicherungen; 1980 z. B. netto 
14,63 Mrd. DM) sowie — im Falle eines Leistungsbilanzdefizits — 

die  des Auslandes, das per saldo Forderungen gegenüber dem 
Inland in Höhe des Leistungsbilanzdefizits erwirbt. 

Die nachstehende Übersicht stützt sich auf die regelmäßig von der 
Deutschen Bundesbank veröffentlichte gesamtwirtschaftliche 
Finanzierungsrechnung. Die Übersicht bezieht die Kreditauf-
nahme der Sektoren auf die inländische sowie auf die gesamte 
Geldvermögensbildung der nicht-finanziellen Sektoren; letztere 
Bezugsgröße ermöglicht — allerdings immer noch ohne finanzielle 
Sektoren — einen vollständigeren Überblick. Derzeit stehen Daten 
für die Geldvermögensbildung und Kreditaufnahme der volks-
wirtschaftlichen Sektoren bis zum 1. Halbjahr 1981 zur Verfü-
gung. Vorausschätzungen der Geldvermögensbildung und ihrer 
Inanspruchnahme durch die volkswirtschaftlichen Sektoren sind 
angesichts der hohen Schätzrisiken von geringem Aussagewert 
und werden daher nicht offiziell vorgenommen; für 1982 können 
daher keine Daten genannt werden. 
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Die privaten Haushalte - deren Anteil an der Geldvermögensbil-
dung traditionell am größten ist - trugen 1980 zur Geldvermö-
gensbildung der inländischen nicht-finanziellen Sektoren mit 
knapp 72 v. H. zur gesamten Geldvermögensbildung aller nichtfi-
nanziellen Sektoren, also einschließlich des Auslandes, mit 
53 v. H. bei; der Anteil des Auslandes ist dabei - als Spiegelbild 
zum Leistungsbilanzdefizit - auf 26 v. H. angestiegen. 

1980 nahm der Staat die Geldvermögensbildung der inländischen 
nicht-finanziellen Sektoren zu 33 v. H. in Anspruch. Der höchste 
Anteilssatz war 1975 mit rd. 47 v. H. erreicht worden. Bezogen auf 
die gesamte Geldvermögensbildung aller nicht-finanziellen Sek-
toren entfielen auf den Staat 1980 24,3 v. H. (1975: 38,7 v. H.). Der 
Unternehmenssektor (einschließlich Wohnungswirtschaft) hat 
1980 die inländische Geldvermögensbildung zu gut 80 v. H. be-
ansprucht; 1975 hatte dieser Anteilssatz - rezessionsbedingt - mit 
rd. 47 v. H. seinen Tiefpunkt erreicht. Bezogen auf die gesamte 
Geldvermögensbildung aller nicht-finanziellen Sektoren betrug 
der Anteil 1980 63,4 v. H. (1975: 39 v. H.). Die Kreditaufnahme der 
privaten Haushalte ist 1980/1. Halbjahr 1981 gegenüber 1980/79 
wieder erheblich zurückgegangen. 

4. Wie hoch ist die in den einzelnen Jahren des Zeitraums 1982 bis 
1985 vom Bund, seinen einzelnen Sondervermögen, den Ländern 
und den Gemeinden geplante Bruttokreditaufnahme (Angaben je 
getrennt und insgesamt)? 

Die Bruttokreditaufnahme des Bundes, seiner Sondervermögen, 
der Länder und Gemeinden entwickelt sich nach den Finanzplä-
nen bzw. den Wirtschaftsplänen und den Finanzprojektionen wie 
folgt: 

1982 1983 	1984 
— Mrd. DM - 

1985 

Bund (einschließlich LAF) 73 66 1 /2 67 63 1 /2 

ERP-Sondervermögen 2 2 1 1 /2 1 

Länder 1) 37 35 1 /2 33 1 /2 30 

Gemeinden (Gv.) 12 12 11 1 /2 10 1 /2 

insgesamt 124 116 113 1 /2 105 

nachrichtlich 

Deutsche Bundesbahn 5 6 1 /2 8 8 

Deutsche Bundespost 11 1 /2 8 1 /2 9 1 /2 13 

1) teilweise geschätzt 

Die Bruttokreditaufnahmen ergeben sich aus den in der Antwort 
zur Frage 5 ausgewiesenen Nettokreditaufnahmen zuzüglich der 
in der Antwort zur Frage 6 ausgewiesenen Tilgungen. 
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5. Wie hoch ist die in den einzelnen Jahren des Zeitraums 1982 bis 
1985 vom Bund, seinen einzelnen Sondervermögen, den Ländern 
und den Gemeinden geplante Nettokreditaufnahme (Angaben je 
getrennt und insgesamt)? 

Die Angaben über die Nettokreditaufnahmen 1982 gehen von den 
vorliegenden Haushaltsplänen des Bundes und der Länder aus. 
Für die Gemeinden wurde eine Ausgaben-und Einnahmenent-
wicklung auf der Basis der Vorausschätzung der kommunalen 
Spitzenverbände zugrunde gelegt. 

Für die Nettokreditaufnahmen für die Jahre ab 1983 liegen derzeit 
nur Zahlen aus den letzten vorliegenden Finanzplänen des Bun-
des und der Länder vor, die - soweit bisher nicht mitgeteilt - 
durch Schätzungen ergänzt wurden. Die Finanzpläne berücksich-
tigen noch nicht die Ergebnisse der letzten Steuerschätzung, die 
Anlaß zu einer Korrektur der Finanzpläne sein werden. Bei den 
Gemeinden, für die eine den staatlichen Finanzplänen vergleich-
bare mittelfristige Finanzplanung nicht vorliegt, wurde ein gegen-
über Bund und Ländern etwas höherer Ausgabenzuwachs ange-
nommen. Für die Sondervermögen werden die Angaben der Wirt-
schaftspläne bzw. die voraussichtliche Entwicklung mitgeteilt. 
Insgesamt gesehen wurde von einer engbegrenzten Ausgabenzu-
nahme ausgegangen, wie sie auch vom Finanzplanungsrat wie

-

derholt empfohlen wurde. 

Die Nettokreditaufnahme entwickelt sich wie folgt: 
1982 1983 	1984 

— Mrd. DM - 
1985 

Bund (einschließlich LAF) 27 26 24 1 /2 17 1 /2 

ERP-Sondervermögen 1 1 /2 1 1 /2 1 1 /2 

Länder 1) 21 1 /2 19 16 12 1 /2 

Gemeinden (Gv.) 5 1 /2 5 4 1 /2 3 

insgesamt 55 1 /2 51 1 /2 46 33 1 /2 

nachrichtlich 

Deutsche Bundesbahn 2 2 1 /2 3 1 /2 4 1 /2 

Deutsche Bundespost 5 1 /2 5 1 /2 6 1 /2 7 1 /2 

1) teilweise geschätzt 

6. Wie hoch sind die Zins- und Tilgungsverpflichtungen in den ein-
zelnen Jahren des Zeitraums 1982 bis 1985 beim Bund, seinen 
einzelnen Sondervermögen, den Ländern und den Gemeinden 
(Angaben je getrennt und insgesamt) unter Berücksichtigung der 
geplanten Neuverschuldung (gegebenenfalls Schätzzahlen)? 

Die Angaben erfolgen getrennt, weil nach dem 1969 verabschie-
deten Haushaltsgrundsätzegesetz (§ 10) Zinsen und Tilgungen 
deutlich voneinander zu unterscheiden sind. Während es sich bei 
Zinszahlungen um Ausgaben handelt, werden Tilgungen zu den 
Finanzierungsvorgängen gezählt. 

Die Zinsverpflichtungen in den Jahren 1982 bis 1985 beim Bund, 
seinen Sondervermögen, bei den Ländern und Gemeinden be-
tragen: 
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1982 1983 	1984 

— Mrd. DM - 
1985 

Bund (einschließlich LAF) 23 26 1 /2 28 1 /2 30 1 /2 

ERP-Sondervermögen 1 /2 1 /2 1 /2 1 /2 

Länder 14 16 1 /2 18 19 1 /2 

Gemeinden (Gv.) 8 8 1 /2 9 9 

insgesamt 45 1 /2 52 56 59 1 /2 

nachrichtlich 

Deutsche Bundesbahn 3 3 3 1 /2 4 

Deutsche Bundespost 2 2 1 /2 2 1 /2 3 

Bei den Tilgungsverpflichtungen beruhen die Angaben von Bund 
und Ländern auf den geltenden Finanzplänen. Für die Gemein-
den wurde eine Schätzung vorgenommen: 

1982 1983 	1984 
—Mrd. DM - 

1985 

Bund (einschließlich LAF) 46 41 42 1 /2 46 

ERP-Sondervermögen 1 /2 1 /2 1 /2 1 /2 

Länder  15 1 /2 16 1 /2 17 1 /2 17 1 /2 

Gemeinden (Gv.) 6 1 /2 7 7 7 1/2 

insgesamt 68 1 /2 65 67 1 /2 71 1 /2 

nachrichtlich 

Deutsche Bundesbahn 3 1 /2 4 4 1 /2 3 

Deutsche Bundespost 6 3 3 5 

7. Wie entwickelte sich die durchschnittliche Verzinsung (effektiv) 
beim Bund in den einzelnen Quartalen seit dem 1. Quartal 1979 bis 
heute (aufgegliedert nach Darlehensarten und durchschnittlich 
insgesamt)? 

Die durchschnittliche Effektivverzinsung beim Bund - aufgeglie-
dert nach Darlehensarten - für den Zeitraum I/79 bis IV/80 ist in 
der Antwort der Bundesregierung zur Kleinen Anfrage der Frak-
tion der CDU/CSU „Öffentliche Verschuldung in der Bundesrepu-
blik Deutschland" (Drucksache 9/364 vom 23. Ap ril 1981) abge-
druckt worden; im Jahre 1981 entwickelte sie sich in den einzel-
nen Quartalen wie folgt: 

I/81 	II/81 	III/81 	IV/81 

— in v. H. — 

Bundesanleihen 9,37 — 10,63 9,92 
Bundesobligationen 9,53 10,50 11,10 10,16 
Bundesschatzbriefe 9,14 9,67 10,41 9,70 
Schuldscheindarlehen 10,51 11,79 12,39 10,47 
Kassenobligationen — — 11,50 — 
Unverzinsliche 
Schatzanweisungen 8,40 12,49 12,54 10,55 
Finanzierungsschätze 10,06 11,09 12,07 10,21 

insgesamt 10,13 11,56 11,92 10,32 
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Die Differenzen in der durchschnittlichen Verzinsung resultieren 
in erster Linie aus der unterschiedlichen Laufzeit der einzelnen 
Darlehensarten. 

8. Welche Annahmen über die Entwicklung (Höhe) der Zinsen (auf-
gegliedert nach Darlehensarten und durchschnittlich insgesamt) 
liegen den Ansätzen für die Verzinsung im Bundeshaushalt 1982 
und im Finanzplan des Bundes bis 1985 zugrunde? 

Der Ansatz für die Verzinsung der Bundesschuld im Haushalt 
1982 ergibt sich im wesentlichen aus den Zinssätzen, die in der 
Vergangenheit bei der Darlehensaufnahme vereinbart wurden. 
Ohne Berücksichtigung des Kassenkredits sind auf die Bundes-
schuld vom 31. Dezember 1981 im Jahre 1982 8,0 v. H. Zinsen zu 
zahlen. Für die fälligen Zinsen bei dén einzelnen Darlehensarten 
ergeben sich 1982 folgende Zinssätze: 

Finanzierungsart 	 Zinssätze p. a. in v. H. 
Bundesanleihen 	 5,00 — 10,75 
Bundesobligationen 	 7,50 — 11,00 
Bundesschatzbriefe 	 6,50 — 10,00 
Schuldscheindarlehen 	 4,75 — 13,30 
Kassenobligationen 	 7,50 — 11,50 
Unverzinsliche Schatz- 
anweisungen 	 9,0 *) 
Finanzierungsschätze 	 9,0*) 

*) Verkaufszinssatz 

Für den Finanzplanungszeitraum 1983 bis 1985 sind Zinssätze 
unterstellt, die dem erwarteten, allmählichen Zinsrückgang Rech-
nung tragen. 

9. Welche jährliche Mehr- bzw. Minderbelastung ergibt sich für den 
Bund, seine Sondervermögen, die Länder und die Gemeinden 
(Angaben je getrennt) bei einer Zinserhöhung bzw. -senkung von 
durchschnittlich 1 v. H. (bezogen auf den Bruttokreditbedarf im 
Jahre 1982)? 

Die jährliche Mehr- bzw. Minderbelastung beliefe sich auf eine 
Größenordnung 

beim Bund 	 von rund 730 Mio. DM 
beim ERP-Sondervermögen 	von rund 20 Mio. DM 
bei den Ländern 	 von rund 370 Mio. DM 
bei den Gemeinden 	 von rund 120 Mio. DM 
bei der Deutschen Bundesbahn 	von rund 50 Mio. DM 
bei der Deutschen Bundespost 	von rund 110 Mio. DM 
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10. Wie deckte der Bund die jeweilige Bruttokreditaufnahme in den 
einzelnen Haushaltsjahren 1979 bis 1981 (aufgegliedert nach Dar-
lehensarten, nach durchschnittlicher effektiver Verzinsung und 
nach durchschnittlichen Laufzeiten)? 

Der Bruttokreditbedarf des Bundes wurde in den Haushaltsjahren 
1979 bis 1981 durch folgende Bruttokreditaufnahmen gedeckt: 

1) Abgrenzung Kalenderjahr 

Haushaltsjahre 

Durchschnittliche) 
Verzinsung 

effektiv Durchschnittliche Laufzeiten) 

1979 1980 1981 1979 1980 1981 1979 	1980 	1981 

- in Mrd. DM - - in 	v. H. - Jahre Monate Jahre Monate Jahre Monate 

Bundesanleihen 10,6 5,6 7,7 7,7 8,8 10,0 9 3 10 - 9 7 

Bundesobligationen 0,6 8,5 11,8 8,0 8,7 10,1 5 - 4 11 5 0 

Bundesschatzbriefe 6,4 6,4 5,0 7,3 8,4 9,7 6 5 6 6 6 6 

Schuldscheindarlehen 32,8 33,6 53,1 7,5 8,8 11,3 8 1 5 8 4 0 

Kassenobligationen 1,4 2,1 1,0 6,3 8,1 11,5 3 3 4 0 4 0 

Unverzinsliche 
Schatzanweisungen 1,1 2,0 5,1 6,7 8,4 11,9 2 0 2 0 1 11 

Finanzierungsschätze 1,7 1,4 2,0 8,0 8,2 10,7 1 10 1 10 1 7 

insgesamt 54,6 59,6 85,8 7,5 8,7 10,9 7 6 5 11 4 6 








